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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die 

Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Kapitel I 
Allgemeine Vorsdiriften 

§ 1 

(1) Heimatloser Ausländer im Sinne dieses Ge- 
setzes ist ein fremder Staatsangehöriger oder Staa- 
tenloser, der 

a) nachweist, daß er der Obhut der Internatio- 
nalen Organisation untersteht, die von den 
Vereinten Nationen mit der Betreuung, ver- 
schleppter Personen und Flüchtlinge beauf- 
tragt ist, und 

b) nicht Deutscher nach Artikel 116 des Grund- 
gesetzes ist und 

c) am 30. Juni 1950 seinen Aufenthalt im Bun- 
desgebiet hatte oder die* Rechtsstellung eines 
heimatlosen Ausländers auf Grund der Bestim- 
mungen des § 2 Absatz 3 erwirbt. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrats Rechtsverordnungen zu 
erlassen, durch die andere ausländische Flüchtlinge 
zur Vermeidung unbilliger Härten den in Absatz 1 
genannten Personen gleichgestellt werden. 

(3) Wer seine Staatsangehörigkeit von einem 
heimatlosen Ausländer oder einer ihm nach Absatz 2 
gleichgestellten Person ableitet, steht einem heimat- 
losen Ausländer im Sinne dieses Gesetzes gleich. 

§ 2 

(1) Ein heimatloser Ausländer verliert diese 
Rechtsstellung, wenn er nach dem 30. Juni 1950 eine 
neue Staatsangehörigkeit erwirbt oder seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets 
nimmt. 

(2) Hat ein heimatloser Ausländer seinen ge- 
wöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets 
genommen, so kann er innerhalb zweier Jahre seit 
dem Zeitpunkt seiner Ausreise aus dem Bundes- 
gebiet seinen gewöhnlichen Aufenthalt in das Bun- 
desgebiet zurückverlegen. Mit der Rückkehr erlangt 
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er wieder die Rechtsstellung eines heimatlosen Aus- 
länders. 

(3) Ein fremder Staatsangehöriger oder Staaten- 
loser, der die ^Bestimmungen des § 1 Absatz la und b 
erfüllt, nach dem 1. Juli 1948 seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundesgebiet hatte und ihn danach 
außerhalb des Bundesgebiets verlegt hat, erlangt 
die Rechtsstellung eines heimatlosen Ausländers, 
wenn er innerhalb von zwei Jahren seit dem Zeit- 
punkt seiner Ausreise aus dem Bundesgebiet recht- 
mäßig seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
in das Bundesgebiet zurückverlegt. 

§ l 

(1) Ein heimatloser Ausländer darf wegen seiner 
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner 
Heimat und Herkunft, seines Glaubens oder wegen 
seiner Flüchtlingseigenschaft nicht benachteiligt 
werden. 

(2) Die ungestörte Religionsausübung wird ge- 
währleistet. 

§ 4 _ 

(1) Heimatlose Ausländer sind den im Bundes- 
gebiet geltenden Gesetzen und Vorschriften ein- 
schließlich der zur Aufrechterhaltung der öffent- 
lichen Ordnung ergriffenen Maßnahmen unter- 
worfen. 

(2) Sie unterstehen der deutschen Gerichtsbarkeit. 

§ 5 

Rechte und Vergünstigungen, die allgemein An- 
gehörigen fremder Staaten nur unter der Bedingung 
der Gegenseitigkeit gewährt werden, sind heimat- 
losen Ausländern auch dann nicht zu versagen, 
wenn die Gegenseitigkeit nicht verbürgt ist. 

§ 6 

Ausnahmemaßnahmen, die sich gegen Angehörige 
des früheren Heimatstaates eines heimatlosen Aus- 
länders richten, dürfen gegen diesen nicht ange- 
wandt werden. 


§ 7 

In den Fällen, in denen der Erwerb oder die Aus- 
übung eines Rechts von der Dauer des Aufenthalts 
im Bundesgebiet abhängig ist, ist die Zeit des 
Zwangsaufenthalts einer Person im Falle einer Ver- 
schleppung in der Zeit vom 1, September 1939 bis 
zum 8. Mai 1945 anzurechnen, 

Kapitel II 
Bürgerlidies Recht 

§ 8 

Hat ein heimatloser Ausländer vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nach anderen als den deutschen Vor- 
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Schriften Rechte erworben, so behält er diese, sofern 
die Gesetze des Ortes beobachtet sind, an dem das 
Rechtsgeschäft vorgenommen ist. Dies gilt insbe- 
sondere für eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geschlossene Ehe. 

’ § 9 

Heimatlose Ausländer können unter den gleichen 
Voraussetzungen wie deutsche Staatsangehörige 
Eigentum und andere Rechte an Grundstücken und 
beweglichen Sachen erwerben. 

§ 10 

Heimatlose Ausländer genießen hinsichtlich des 
Schutzes literarischer, künstlerischer und wissen- 
schaftlicher Urheber- und Verlagsrechte sowie hin- 
sichtlich gewerblicher Schutzrechte die günstig- 
ste Behandlung, die Angehörigen fremder Staaten 
zusteht. 

§ 11 ^ 

Im Zivilprozeßverfahren und dem Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit sind heimatlose Aus- 
länder den deutschen Staatsangehörigen gleichge- 
stellt. Sie genießen unter den gleichen Bedingungen 
wie deutsche Staatsangehörige das Armenrecht und 
sind von den besonderen Pflichten der Angehörigen 
fremder Staaten und der Staatenlosen zur Sicher- 
heitsleistung befreit. 

Kapitel III 
öffentlidies Recht 

§ 12 

Heimatlose Ausländer sind in der Wahl ihres 
Aufenthaltsortes und in der Freizügigkeit innerhalb 
des Bundesgebietes den deutschen Staatsangehörigen 
gleichgestellt. 

§ 13 

(1) Heimatlose Ausländer sind ^hinsichtlich des 
Rechts, sich in Vereinigungen für kulturelle, soziale, 
Wohlfahrts-, Selbsthilfe- und ähnliche Zwecke zu- 
sammenzuschließen, deutschen Staatsangehörigen 
gleichgestellt. Diese Gleichstellung gilt nicht für 
die Bildung von Vereinigungen mit politischen 
Zwecken. 

(2) Heimatlose Ausländer haben das Recht, sidi 
in Gewerkschaften zusammenzuschließen oder ihre 
Aufnahme in deutsche Gewerkschaften zu be- 
antragen. 

§ 14 

(1) Heimatlose Ausländer haben zu allen öffent- 
lichen Volksschulen, mittleren und höheren Lehr- 
anstalten sowie wissenschaftlichen Hochschulen und 
Kunsthochschulen, in gleicher Weise Zutritt wie 
deutsche Staatsangehörige. Sie erhalten unter den 
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gleichen Bedingungen wie diese Gebührenerlaß und 
sind zur Beteiligung an den Mitteln zur Förderung 
Begabter zugelassen. 

(2) Heimatlose Ausländer können Staatsprüf un~ 
gen unter den gleichen Bedingungen ablegen wie 
deutsche Staatsangehörige. 

(3) Das Recht zur Errichtung von privaten Sdiu- 
len für heimatlose Ausländer wird nach Maßgabe 
des Artikels 7 Absätze 4 und 5 des Grundgesetzes 
gewährleistet. 


§ 15 

(1) Ausländische Prüfungen heimatlosen Aus- 
länder werden im Bundesgebiet anerkannt, wenn 
sie den entsprechenden inländischen Prüfungen 
gleichzuachten sind. 

(2) Die Entscheidung darüber, welche ausländi- 
schen Prüfungen den inländischen Prüfungen gleich- 
zuachten sind, wird von den obersten Landes- 
behörden getroffen. 

§ 16 

Heimatlose Ausländer, die Prüfungen gemäß § 14 
abgelegt haben oder deren ausländische Prüfungen 
gemäß § 15 anerkannt werden, sind zur Ausübung 
eines freien Berufes im Bundesgebiet unter den 
gleichen Bedingungen zuzulassen wie deutsche 
Staatsangehörige. 


§ 17 

(1) Heimatlose Ausländer sind in der Ausübung 
nichtselbständiger Arbeit deutschen Staatsange- 
hörigen gleichgestellt. 

(2) Hinsichtlich des Rechts, sich in der Landwirt- 
schaft, Industrie, im Handwerk und im Handel 
selbständig zu betätigen, sowie Handels- und In- 
dustrieunternehmungen, auch in der Form von Ge- 
sellschaften, zu gründen, sind heimatlose Ausländer 
den deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt. Das 
gilt nicht für das Wandergewerbe und den Straßen- 
handel. Für die Ausübung dieser Gewerbe ver- 
bleibt es für heimatlose Ausländer bei der in § 56d 
und § 42b Absatz 4 der Gewerbeordnung für Aus- 
länder getroffenen Regelung. 

§ 18 

Heimatlose Ausländer sind in der Sozialversiche- 
rung, der Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenfürsorge den deutschen Staatsangehörigen 
gleichgestellt. 

§ 19 

Heimatlose Ausländer erhalten in der öffentlichen 
Fürsorge Leistungen in gleicher Höhe wie deutsche 
Staatsangehörige. 
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S 20 

Die Erhebung von Steuern, Abgaben und Ge- 
bühren richtet sich für heimatlose Ausländer nach 
den für deutsche Staatsangehörige- geltenden Vor- 
schriften. 


Kapitel IV 
Verwaltungsmaßnahmen 

§ 21 

Für heimatlose Ausländer gelten die allgemeinen 
Vorschriften über die Einbürgerung. Bei der Prü- 
fung der Einbürgerungsanträge soll das besondere 
Schicksal der heimatlosen Ausländer berücksichtigt 
werden. Bei der Festsetzung der Gebühr für die 
Einbürgerung soll auf die wirtschaftliche Lage des 
Antragstellers Rücksicht genommen werden. 

§ 22 

Einem heimatlosen Ausländer darf die Rückkehr 
in seine Heimat oder die Auswanderung nicht ver- 
sagt werden. 

§ 23 

(1) Heimatlose Ausländer dürfen nur aus Grün- 
den der öffentlichen Sicherheit und . Ordnung aus- 
gewiesen werden. Gegen einen Ausweisungsbefehl 
steht dem Betroffenen der Rechtsweg offen. Wird 
der Rechtsweg beschritten, so ist der Vollzug der 
Ausweisung bis zur Rechtskraft der Entscheidung 
auszusetzten, 

(2) Bei der Ausweisung ist dem Betroffenen eine 
angemessene Frist zu gewähren, in welcher er um 
Aufnahme in einen anderen Staat nachsuchen kann. 

(3) Ein heimatloser Ausländer darf weder an 
einen Staat ausgeliefert noch in einen Staat aus- 
gewiesen, abgeschoben oder zurückgesandt werden, 
in dem sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner 
Rasse, seiner Abstammung, seiner Herkunft, seines 
Glaubens, seiner religiösen oder politischen An- 
schauungen bedroht ist. 

(4) Die Anwendung des Gesetzes Nr. 10 über die 
Ausweisung unerwünschter Personen der Alliierten 
Hohen Kommission vom 27. Oktober 1949 wird 
hierdurch nicht berührt, 

Kapitel V 
Rechtsschutz 

§ 24 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrats Rechtsverordnungen zu 
erlassen, 

a) um heimatlosen Ausländern den Schutz und 
Beistand zu gewähren, der fremden Staats- 
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angehörigen sonst durch die Auslands ver- 
tretungen ihrer Heimatstaaten geleistet wird 
und 

b) um die Ausstellung von Urkunden zu 
regeln, die fremden Staatsangehörigen sonst 
von ihren Heimatbehörden erteilt werden. 

(2) Die so ausgestellten Urkunden haben die 
gleiche Gültigkeit, wie sie entsprechenden, den frem- 
den Staatsangehörigen von ihren Heimatbehörden 
erteilten Urkunden zukommt. 

(3) Für die Ausstellung solcher Urkunden dürfen, 
vorbehaltlidi einer günstigeren Behandlung für 
minderbemittelte heimatlose Ausländer, keine höhe- 
ren Gebühren erhoben werden als von deutschen 
Staatsangehörigen.’ 

Kapitel VI 

Schluß- und Übergangsvorsdirlften 

§ 25 

Die aus der Durchführung dieses Gesetzes er- 
wachsenden Kosten trägt der Bund nadi Maßgabe 
eines Gesetzes gemäß Artikel 120 des Grundgesetzes. 

§ 26 

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Per- 
sonen, die in Umsiedlung begriffen sind und von 
der Internationalen Flüchtlings-Organisation (TRO) 
Fürsorge und Unterhalt erhalten. 

§ 27 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seintfr Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Die Alliierten Hohen Kommissare haben in einer Note an den 
Bundeskanzler vom 9. Februar 1950 — vgl. Anlage — grundlegende 
Veränderungen in der Behandlung der IRO-betreuten verschlepp- 
ten Personen und Flüchtlinge (DP) in Deutschland angekündigt. 
Während die DP seit dem Zusammenbruch grundsätzlich der deut- 
schen Zuständigkeit entzogen waren und ihre Rechtsstellung allein 
durch die Besatzungsmächte geregelt wurde, "sollen nunmehr am 
30. Juni 1950 alle „nicht in Umsiedlung begriffenen“ DP in deutsche 
Obhut übergehen. 

Auch nach diesem Zeitpunkt werden die DP-Angelegenheiten 
grundsätzlich „vorbehaltenes Gebiet“ im Sinne der Ziffer 2 des Be- 
satzungsstatuts bleiben, Insbesondere wird die Regelung des Ge- 
setzes Nr. 13 der Alliierten Hohen Kommission vom 25. November 
1949 über die Gerichtsbarkeit auf den vorbehaltenen Gebieten nicht 
berührt. Ebenso haben die Alliierten Hohen Kommissare, wie bereits 
in der Note vom 9. Februar 1950 angekün4igt, durch das Gesetz 
Nr. 23 der Alliierten Hohen Kommission vom 17. März 1950 über 
die Rechtsverhältnisse' verschleppter Personen und Flüchtlinge in 
bürgerlich-rechtlicher Hinsicht eine Teilregelung getroffen. 

Demgegenüber wurde die Bundesregierung auf gef ordert, „ent- 
sprechende Gesetze zu erlassen, um den den DP innerhalb des 
Bundesgebietes zu gewährenden rechtlichen, politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Status zu definieren“. DaBei wurde zum Ausdruck 
gebracht, daß diese Regelung unter Berücksichtigung der von den 
Vereinten Nationen ausgearbeiteten Grundsätze des internationalen 
Flüchtlingsrechts zu geschehen habe. Aus der Erkenntnis heraus, daß 
Flüchtlinge in einem fremden Staat besonderen rechtlichen und tat- 
sächlichen Nachteilen ausgesetzt sind, besteht seit dem ersten Welt- 
krieg die Tendenz, die Rechtslage dieser Flüchtlinge zu verbessern. 
Von den auf Grund dieser Bemühungen geschlossenen Abkommen 
sind die wichtigsten 

das Abkommen vom 28. Oktober 1933 über die internatio- 
nale Rechtsstellung der Flüchtlinge (Völkerbund, Vertrags- 
serie Band CLIX Nr. 3663), 

das Abkommen vom 10. Februar 1938 über die Stellung der 
Flüchtlinge aus Deutschland (Völkerbund, Vertragsserie 
Band CXCII Nr. 4461) und 

das Zusatzprotokoll zu dem Abkommen vom 10. Februar 
1938 über die Stellung der Flüchtlinge aus Deutschland 
vom 14. September 1939 (Völkerbund, Vertragsserie 
Band CXCVIII Nr. 4634). 

Angesichts der neuen Flüchtlings welle, die der zweite Weltkrieg 
ausgelöst hat, haben auch die Vereinten Nationen das Flüchtlings- 
problem in Angriff genommen. Als Ergebnis der bisherigen Be- 
mühungen wurde am 17. Februar 1950 von einem Unteraussdiüß des 
Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten Nationen ein Entwurf 
einer neuen internationalen Konvention über die Rechtsstdlung der 
Flüchtlinge angenommen. 

(Bericht des Ad-hoc-Ausschusses für Staatenlosigkeit und 
verwandte Probleme des Wirtschafts- und Sozialrates der 
Vereinten Nationen vom 17. Februar 1950, Dokument 
E/1618). 
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Kapitel III öffentliches Recht 

12. Freizügigkeit 

13. Vereinsfreiheit 

14. Schulwesen 

15. Anerkennung ausländischer Prüfungen 

16. ' Zulassung zu freien Berufen 

17. Nichtselbständige und selbständige Arbeit 

18. Sozialversicherung 

19. öffentliche Fürsorge 

20. Steuerliche Behandlung. 

Kapitel IV Verwaltungsmaßnahmen 

21. Einbürgerung 

22. Rückkehr in die Heimat, Auswanderung 

23. Ausweisungsschutz. 

Kapitel V Rechtsschutz 

24. Amtliche Rechtshilfe. 

Kapitel VI Schluß- und Übergangsvorschriften 

25. Kostentragung 

26. Anwendungsausschluß 

27. Inkrafttreten. 

Einzelbegründung 

Zu § 1: 

Absatz 1 enthält die Umschreibung des Personenkreises in Form 
einer Definition des Begriffs „heimatloser Ausländer“. Die Bezeich- 
nung „heimatloser Ausländer“ wurde gewählt, weil die Bezeichnung 
„verschleppte Personen und Flüchtlinge“ den zugrundeliegenden Tat- 
bestand nur ungenau wiedergibt und ein einheitlicher Begriff wün- 
schenswert erschien. 

Die Begriffsbestimmung lehnt sich an Artikel 10 (a) des Gesetzes 
Nr. 23 an. Erste Voraussetzung ist die Tatsache der Anerkennung 
durch die mit der internationalen Flürfitlingsbetreuung beauftragten 
Organisationen. Dabei ist zunächst an die IRO, aber auch schon an 
ihre Nachfolgeorganisation gedacht. Eine weitergehende Differenzie- 
rung des Begriffs, wie sie der Konventionsentwurf enthält, erscheint 
für das deutsAe Gesetz. -nicht erforderliA, weil es sich bei dem zu 
übernehmenden Personenkreis um die bereits von der IRO anerkann- 
ten Personen handelt. 

Volksdeutsche Flüchtlinge waren auszunehmen, weil sie nach 
Artikel 116 des Grundgesetzes den deutsAen Staatsangehörigen im 
Sinne des Grundgesetzes gleichgestellt sind und daher eines besonde- 
ren Schutzes nicht bedürfen. Die zeitliche Begrenzung trägt dem Um- 
stand ReAnung, daß das Gesetz auf die Übernahme der IRO- 
Betreuten abgestellt ist, die am 30. Juni 1950 erfolgen soll. Eine 
solAe Begrenzung ist auch notwendig, weil es niAt mÖgliA ist, wie 
auch die Begründung zum Konventionsentwurf zu Artikel 1 aus- 
führt, Verpflichtungen gegenüber künftigen Flüchtlingen unbekannter 
Herkunft und Anzahl zu übernehmen. 

Trotzdem erschien es angebraAt, in Absatz 2 eine Bestimmung 
vorzusehen, die in Härtefällen auA über den Absatz 1 hinaus An- 
erkennungen ermögliAt. Diese Regelung erschien einmal notwendig, 
um der Bundesregierung die MögliAkeit zu geben, auch naA dem 
30. Juni 1950 zur Vermeidung von Härten Personen oder Personen- 
gruppen, die auf Grund des Asylrechts im Bundesgebiet Zuflucht 
suchen, den Status eines heimatlosen Ausländers zu verleihen. 
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Andererseits hat die IRO auf Grund ihres Statuts gewisse Per- 
sonengruppen von ihrer Betreuung ausgeschlossen, neuerdings aber in 
einer Resolution vom 22. März 1950 (Dok. GC/158) zum Ausdruck; 
gebracht, daß sie in Zukunft bestimmte Ausschließungsgründe als 
unter der gegenwärtigen Situation nicht mehr anwendbar ansieht; 
hinsichtlich der Gewährung des Rechtsschutzes (legal assistence) sollen 
sogar sämtliche Ausschließungsgründe fortfallen. Da diese Erleich- 
terungen noch nicht die formelle Zustimmung der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen gefunden haben, erschien es zweckmäßig, 
auch für diese Fälle schon jetzt die Möglichkeit einer Anerkennung 
zu schaffen, 

Absatz 3 regelt einen weiteren Tatbestand, der ohne eine Berück- 
sichtigung zu Unklarheiten und Härten führen könnte. Heiratet z. B. 
eine Deutsche einen heimatlosen Ausländer und verliert sie dadurch 
ihre cleutsche Staatsangehörigkeit, so muß die Sicherheit bestehen, 
daß sie nicht schlechter gestellt wird als der heimatlose Ausländer, 
mit dem sie die Ehe eingeht. Insbesondere ist es nicht angängig, daß 
das Personalstatut der Frau durch das frühere Heimatrecht des Man- 
nes bestimmt wird, während dieser selbst diesem Recht nicht mehr 
untersteht. 

Zu § 2: 

Die Vorschrift entspricht der im Artikel 1 Abschnitt D des Kon- 
ventionsentwurfes mit der durch die territoriale Wirkung dieses 
Gesetzes notwendigen Beschränkung auf das Bundesgebiet. Sie berührt 
nicht den internationalen Status für Flüchtlinge auf Grund der Kon- 
vention. Absatz 2 gewährt den heimatlosen Ausländern ein Rück- 
kehrreAt, um ihnen den Anschluß zur Auswanderung zu erleichtern. 
Die Frist wird auf 2 Jahre beschränkt. Absatz 3 gewährt den von der 
IKO betreuten und zur Auswanderung gebrachten Personen mit 
Rücksicht auf die internationalen Abkommen, die eine Zurückweisung 
in bestimmten Fristen vorsehen, gleichfalls ein Rückkehrrecht, aber 
nur mit der Beschränkung, daß sie rechtmäßig ihren Wohnsitz in das 
Bundesgebiet zurückverlegen. Die Genehmigung zur Wiedereinreise 
wird ihnen nur zu erteilen sein, wenn sie vom Aüfnahmeland binnen 
der Frist von 2 Jahren zurückgewiesen werden. 

Zu § 3: 

Absatz 1 entspricht Artikel 3 des Konventionsentwurfes und lehnt 
sich an Artikel n des Grundgesetzes an. Absatz 2 ist im Kon- 
ventionsentwurf nicht enthalten und entspricht Artikel 4 des Grund- 
gesetzes. 

Zu § 4: 

Die Forderung der Beachtung der deutschen Gesetze ist selbstver- 
ständlich. Ihre Erwähnung im Gesetz empfiehlt sich. 

Absatz 2 stimmt mit Gesetz Nr. 13 der AHK überein, das von 
der Unterstellung der verschleppten Personen unter die deutsche Ge- 
richtsbarkeit ausgeht. Von der nach Gesetz Nr. 13 gegebenen Mög- 
lichkeit, einer generell^ Evocation von Strafverfahren gegen ver- 
schleppte Personen ist in der amerikanischen und französischen Zone 
Gebrauch gemacht worden. Die britische Zone beschränkt sich darauf, 
Einzelverfahren vor die Zuständigkeit der Besatzungsgerichte zu 
ziehen. 

Zu § 5: 

Die Forderung nach Gegenseitigkeit der Ausländerbehandlung ver- 
setzt den Angehörigen eines fremden Staates in die gleiche Lage, die 
sein Heimatstaat Ausländern gewährt. Damit soll auf weniger 
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liberale Staaten ein gewisser Druck ausgeübt werden, die Rechts- 
stellung der Ausländer in ihrem Staatsgebiet zu verbessern. Die 
Unterwerfung eines heimatlosen Ausländers unter die Gegenseitig- 
keit^lausel entspricht aber nicht dem Sinne dieser Einrichtung, da 
der Hemiatstaat an einer möglichst günstigen Behandlung derjenigen, 
die sich durch ihre Flucht oder die Verweigerung der Rückkehr in 
Gegensatz zu dem herrschenden Regime gestellt haben, kein Inter- 
esse hat. 


Die Bestimmung entspricht Artikel 4 des Konventionsentwurfs 
und stellt seit 1933 anerkanntes internationales Flüchtlingsrecht dar. 
Zu § 6: 


Die Bestimmung entspricht Artikel 5 des Konventionsentwurfs. 
Sie soll verhindern, daß bei Vergeltungsmaßnahmen gegen einen 
remden Staat auf heimatlose Ausländer zurückgegriffen wird die 
zwar noch formell Staatsangehörige dieses Staates sind, tatsächlich 
aber nicht mehr dessen Schutz genießen. 

Zu § 7: 


Wenn auch zur Zeit keine Gesetze bekannt sind, in denen der Er- 
werb einer Rechtsstellung von einem längeren Aufenthalt im Bundes- 
gebiet abhängig gemacht wird, so erschien doch die Aufnahme einer 
solchen Vorschrift im Hinolich auf zuKÜnftige Gesetze zweckmäßig, 
zumal eine solche Regelung im Artikel 6 Absatz 1 des Konventiont 
entwurts vorgesehen ist. 

Zu § 8: 

Diese Vmschrift soll verhindern, daß ein heimatloser Ausländer, 
der nach Heimatrecht pne im deutschen Recht nicht vorgesehene 
Rechtsstellung insbesondere in familienrechtlicher Hinsicht, erworben 
hat, diese Rechtsstellung verliert. An sich würde nach Artikel 1 des 

deutsche international- 

pnvatrechthche Norm auf das Heimatrecht verweist, also gerade in 
famihenrechthAer Hinsicht, die Rechtsstellung des heimatlosen Aus- 
länders nach deutschem Recht beurteilt werden müssen (Artikel 1 
des Gesetzes Nr. 23 m Verbindung mit Artikel 7 bis 30 EGBGB) 
Die Fassung des Gesetzentwurfs gibt nunmehr die Möglichkeit einer 
die^r Rechtsstellung, wenn die örtlichen Formvorschriften 
erfüllt sind Die Berufung auf die Innehabung einer Rechtsstellung 
nah ausländischem Recht findet jedoh, wie alle international-privat- 

keh'^^’^ Grenze in der Bestimmung des Arti- 

kels 30 EGBGB, wonah die Anwendung des ausländishen Rehts 
dann ausgeschlossen ist, wenn sie gegen die guten Sitten oder gegen 
den Zweck: eines deutshen Gesetzes verstoßen würde. 

Der Grundgedanke cler Bestimmung ist in Artikel 7 Absatz 2 des 
Ronventionsentwurfes behandelt. 


Zu § 9: 

Die Regelung entspriht Artikel 8 des Konventionsentwurfes, ist 
;e och in den Remtsbegriffen dem deutschen Sprachgebrauch ange- 
palst. Sie geht weiter als der Konventionsentwurf, indem sie anstelle 
der Auslanderbehandlung die Gleichstellung mit deutshen Staats- 
angehörigen vorsieht. Diese Gleihstellung erschien für den hei- 
mat losen Ausländer angebraht. Auh die Bemerkungen zu 
Arukel 8 des Konventionsentwurfes sprehen den Wunsh aus, dem 
heimatlosen Ausländer gegenüber sonstigen Ausländern eine bessere 
Behandlung zuteil werden zu lassen. Nah geltendem deutshen Reht 
bestehen auf Grund Artikel 88 EGBGB teilweise landesrehtlihe 
Reshrankungen. 
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Zu S 10: 

Die Regelung entspridit Artikel 9 des Konventionsentwurfes und 
gewährt wie dieser Meistbegünstigung. 

Zu § 11; 

Die Vorschrift entspricht Artikel 3 des Gesetzes Nr. 23 der AHK, 
geht aber in ihrer Regelung weiter. Sie übernimmt in Anlehnung an 
Artikel 11 des Konventionsentwurfes eine Regelung, wie sie bereits 
Artikel 6 des Abkommens vom 28. Oktober 1933 enthält. Die Gleich- 
stellung wird auf das gesamte Zivilprozeßverfahren und das Ver- 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit ausgedehnt und damit eine 
Regelung getroffen, die sowohl dem Interesse der heimatlosen Aus- 
länder als auch der Rechtspflege dient. 

Zu § 12; 

Die Vorschrift entspricht Artikel 21 des Konventionsentwurfes und 
enthält den Grundsatz der Freizügigkeit. Zwar bleiben die heimat- 
losen Ausländer im Sinne des Gesetzes Ausländer, jedoch soll ihnen 
aus dem Wunsch nach allgemeiner Befriedung die Gleichstellung mit 
den deutschen Staatsangehörigen gewährleistet werden. 

Zu § 13: 

Die Regelung entspricht Artikel 10 des Konventionsentwurfes. 
Vereinigungen mit wirtschaftlicher Zweckbestimmung fallen unter 
§ 17 Absatz 2 des Gesetzes. Eine Gleichstellung in Bezug auf das 
Vereinsrecht anstelle einer bloßen Meistbegünstigung erscheint wün- 
schenswert und unbedenklich mit Ausnahme politischer Vereinigungen. 

Politische Vereinigungen von Ausländern haben die Gefahr einer 
Störung gegen die innere Ordnung. Ein dringendes Bedürfnis für die 
Zulassung liegt auch nicht vor. 

Zu § 14: 

Der Konventionsentwurf sieht in Artikel 17 für die Ausbildung 
in Volksschulen Inländerbehandlung vor, für die sonstige Aus- 
bildung Meistbegünstigung. 

Ausgehend von dem Gedanken, daß jedem Menschen das Recht 
auf Bildung in weitestem Umfang zusteht, worauf auch Artikel 26 
der Erklärung der Vereinten Nationen über die Menschenrechte hin- 
weist, geht der Gesetzentwurf über die Konvention hinaus, indem 
für das gesamte öffentliche Bildungswesen die Gleichstellung mit den 
deutschen Staatsangehörigen vollzogen wird. Auch beim Gebühren- 
erlaß und der Beteiligung an Mitteln zur Begabtenförderung ist 
Gleichstellung vorgesehen. Den heimatlosen Ausländern wird damit 
die Möglichkeit gegeben, sich in kultureller Hinsicht voll zu entfalten. 

Absatz 2 bringt die Gleichstellung auch hinsichtlich der Ablegung 
von Staatsprüfungen. Es ist folgerichtig, nach dem Besuch der Schulen 
auch die Ablegung der entsprechenden Prüfungen zu ermöglichen. 

Absatz 3 soll klarstellen, daß die Errichtung von Privatschulen 
auch für heimatlose Ausländer entsprechend dem Grundgesetz ge- 
währleistet wircl. Man wird heimatlosen Ausländern gestatten 
müssen, ihr Kulturgut, das in ihren Heimatländern selbst teilweise 
durch planmäßige Überfremdung verloren zu gehen droht, in eigenen 
Schulen in einer ihnen besonders entsprechenden Weise zu pflegen. 

Zu § 15; 

Die Anerkennung ausländischer Prüfungen ist im Konventions- 
entwurf nicht geregelt. Es erschien jedoch wichtig, den Grundsatz 
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der Anerkennung bei Gleichwertigkeit festzulegen. Die Zuständig- 
keit der obersten' Landesbehörden ergibt sich aus dem Grundgesetz. 

Zu § 16; 

Mit Rücksicht darauf, daß die Zahl der frei beruflich tätig ge- 
wesenen hümatlosen Ausländer verhältnismäßig gering ist, und daß 
das Ziel dieses Gesetzes die Befriedung und die Eingliederung der 
heimatlosen Ausländer ist, erschien es angebracht, diesen Personen die 
Gleichstellung mit den deutschen Staatsangehörigen einzuräumen. Der 
Konventionsentwurf sieht in Artikel 16 bei der Zulassung zu freien 
Berufen lediglich eine möglichst günstige Ausländerbehandlung vor. 
Zu § 17: 

Der Konventionsentwurf sieht in Artikel 12 für die Arbeitsauf- 
nahme grundsätzlich Meistbegünstigung, im Artikel 19 hinsichtlich 
der Arbeitsbedingungen Gleichstellung vor. In der Erwägung, daß 
das Recht zur Lohnarbeit das Minimum der jedem Menschen zu ge- 
währenden Rechte darstellt, erschien es angebracht, keinen Unter- 
schied zwischen der Arbeitsaufnahme und den Arbeitsbedingungen zu 
machen, vielmehr uneingeschränkte Gleichstellung zu gewähren. 

Die Regelung im Absatz 2 hinsichtlich der selbständigen Erwerbs- 
tätigkeit geht aus den gleichen Erwägungen über Artikel 13 des Kon- 
ventionsentwurfes hinaus. Aus den zu § 16 angeführten Gründen 
für die Gleichstellung bei der Zulassung zu freien Berufen war auch 
hier die Gleichstellung mit den deutschen Staatsangehörigen zu ge- 
währen. Eine Ausnahme mußte lediglich beim Wandergewerbe und 
Straßenhandel (Stadthausier ge werbe) gemacht werden. Eine unbe- 
schränkte Zulassung wäre bedenklich. Der Wandergewerbetreibende 
und Straßenhändler (Hausierer) haben das Recht, private W^ohnun- 
gen zu betreten. Eine Einschränkung erschien daher, auch um Rei- 
bungen zu vermeiden, notwendig. Die in § 56d und § 42b Absatz 4 
der Gewerbeordnung vorgesehene Regelung schließt die Ausländer 
von diesen Gewerben nicht grundsätzlich aus, sondern unterwirft sie 
dem Erlaubniszwang. Es können also auch heimatlose Ausländer 
die Genehmigung zum Wandergewerbe erhalten. 

Zu § 18; 

Die Vorschrift baut auf der Regelung des Artikels 19 des Kon- 
ventionsentwurfes auf. Jeder heimatlose Ausländer, der in der' 
Bundesrepublik arbeitet, soll auch ihre Sozialversicherungsleistungen 
in gleicher Höhe erhalten wie deutsche Staatsangehörige. 

Zu § 19; i 

Die Gleichstellung in der Höhe der Fürsorgeleistungen entspricht 
Artikel 18 des Konventionsentwurfes. 

Zu § 20: 

Die Regelung entspricht Artikel 24 des Konventionsentwurfes und 
im wesentlichen der geltenden Gcsetzeslage im Bundesgebiet. 

Zu § 21; 

In Artikel 29 des Konventionsentwurfes wird angeregt, die Ein- 
bürgerung heimatloser Ausländer zu erleichtern. Die Formulierung 
des Gesetzes wendet sich an die mit der Einbürgerung betrauten Be- 
hörden, um sie zu einer wohlwollenden Behandlung der Anträge zu 
veranlassen und bei der Gebührenerhebung gegebenenfalls Entgegen- 
kommen zu zeigen. 

Zu § 22 und 23: 

Heimatlose Ausländer sollen im Gastland einen weitgehenden 
Schutz genießen. Es muß insbesondere gewährleiset sein, daß sie nicht 
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grundlos von Land zu Land gesdioben werden. § 23 sieht daher eine 
Linsdiränkung der Ausweisung dahingehend vor, daß sie nur aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erfolgen darf. 
Darüber hinaus wird den Betroffenen der Rechtsweg offen gehalten 
und eine richterliche Nadiprüfung der Gründe gewährleistet. Der 
Schutz wird noch erhöht durch die Bestimmung, daß vor Reditskraft 
der richterlichen Entsdieidung eine Ausweisung nidit vollzogen wer- 
den darf und eine angemessene Frist zu gewähren ist, um die Auf- 
nahme in einen anderen Staat nachzusuchen. Von besonderer Wich- 
tigkeit ist der Schutz gegen eine Ausweisung in den Staat, in dem der 
heimatlose Ausländer einer Bedrohung ausgesetzt ist. Die Bestim- 
mdung entspricht dem Grundgedanken des Asylredits gemäß 
Artikel 18 des Grundgesetzes. 

Die entsprechenden Regelungen finden sich in den Artikeln 27 und 
28 des Konventionsentwurfes. 

Auf der anderen Seite schien es geboten, die Freiheit des heimat- 
losen Ausländers zur Rückkehr in seine Fieimat oder zur Auswande- 
rung ausdrücklich festzustellen (§ .22). 

Im Gesetz Nr. 10 des AFiK vom 27. Oktober 1949 hat sich diese 
das Recht der Ausweisung unerwünschter Personen Vorbehalten. In 
dieses Recht kann das vorliegende Gesetz nicht eingreifen. Die aus- 
drückliche Erwähnung dieser Tatsache erschien angebracht. 

Zu § 24: 

Heimatlose Ausländer genießen, auch wenn sie formell ihre Staats- 
angehörigkeit behalten haben, nicht mehr den Schutz ihres Heimat- 
staates. In Artikel 20 des Konventionsentwurfes ist daher vorge- 
sehen, daß die Aufenthaltsländer in dem LFmfang Rechtshilfe ge- 
währen, wie sie üblicherweise von der Heimatbehörde des Aus- 
länders geleistet wird. In der internationalen Flüchtlingsbetreuung 
wurde schon bisher ein solcher Schutz gewährt, und zwar entweder 
durch eine Vertretung der Internationalen Flüchtlings-Organisation 
oder durch Behörden des Aufenthaltslandes. Da die Auflösung der 
IRO bevorsteht und eine Nachfolgeorganisation noch nicht errichtet 
ist, erschien die Wahrnehmung dieser Aufgaben durch eine deutsche 
Behörde erforderlich; dadurch soll eine spätere internationale Ver- 
einbarung über die Wahrnehmung des Schutzes durch ein Organ der 
Vereinten Nationen nicht ausgeschlossen werden. 

Zu § 25: 

Die Kosten der Betreuung heimatloser Ausländer sind Kriegsfolge- 
lasten und daher vom Bund nach einem Bundesgesetz gemäß Arti- 
kel 120 GG zu tragen. 

Zu § 26: 

In der Note der AHK vom 9. Februar 1950 wird festgestellt, daß 
die IRO allen, am 30. Juni 1950 in Umsiedlung begriffenen ver- 
schleppten Personen und Flüchtlingen auch weiterhin Fürsorge, Unter- 
halts- und Umsiedlungseinrichtungen zur Verfügung stellen wird und 
daß die bisherigen Obliegenheiten der Besatzungsbehörden, der Bun- 
desregierung und der IRO in Bezug auf diesen Personenkreis unver- 
ändert fortbestehen werden. Da nach Ziffer 3b der Note sich auch 
die Ermächtigung zum Erlaß eines deutschen Gesetzes nur auf die 
am 30. Juni 1950 in die deutsche Obhut gelangenden Personen er- 
streckt, war eine Klarstellung notwendig, daß der bei der IRO ver- 
bleibende Personenkreis nicht von diesem Gesetz betroffen wird. 

Dr. Lukaschck 
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Übersetzung 


ALLIIERTE HOHE KOMMISSION FÜR DEüTSCHLAND 

DER RAT 


Bonn-Petersberg, 9. Februar 1950 

Seiner Exzellenz 

dem Herrn Kanzler der Bundesrepublik Deutsdiland 
Herr Bundeskanzler, 

1. Die Alliierte Hohe Kommission nimmt gern diese Gelegenheit 
wahr, um der Bundesregierung die Auswirkungen der bevorstehen- 
den Einschränkung der Verantwortlichkeit der Internationalen 
Flüchtlings-Organisation (IRO) hinsichtlich derjenigen verschleppten 
Personen in Westdeutschland, die laut Satzung dieser Organisation 
auf deren Fürsorge und Hilfe Anspruch haben, darzulegen. Ur- 
sprünglich hatte man geplant, die IRO ihre Tätigkeit am 30. Juni 
1950 einstellen zu lassen. Auf der vierten Sitzung des Generalrats 
der IRO, die vom 11. bis 20. Oktober 1949 in Genf stattfand, sind 
die Delegationen der Mitgliedstaaten jedoch übereingekommen, daß 
die IRO nach dem 30. Juni 1950 ihre Tätigkeit in veränderter Form 
noch während eines weiteren Zeitraumes von 6 bis 9 Monaten weiter- 
führen sollte. 

2. Die Auswirkungen dieses Beschlusses können wie folgt zusammen- 
gefaßt werden: 

a) Die Internationale Flüchtlings-Organisation (IRO) wird allen 
am 30. Juni 1950 in Umsiedlung begriffenen Verschleppten 
auch weiterhin Fürsorge-, Unterhalts- und Umsiedlungs-Ein- 
richtungen zur Verfügung stellen. Die bisherigen Obliegen- 
heiten der Besatzungsbehörden, der Bundesregierung und der 
Internationalen Flüchtlings-Organisation in Bezug auf diese 
Kategorie von Verschleppten werden daher unverändert fort- 
bestehen. 

b) Alle anderen verschleppten Personen werden mit Wirkung 
vom 30. Juni 1950, sowohl finanziell als auch verwaltungs- 
mäßig unter Wahrung der der Alliierten Hohen Kommission 
gemäß Artikel 2 (d) des Besatzungsstatuts vorbehaltenen 
Sonderbefugnisse in die Obhut der Bundesregierung über- 
gehen. 

3. a)' Während möglicherweise einige der in Absatz 2 (b) genannten 

verschleppten Personen in Einzelfällen auch nach dem 30. Juni 
1950 nach überseeischen Ländern umgesiedelt werden können, 
so ist es doch wahrscheinlich, daß die Mehrzahl von ihnen 
dauernd in Deutschland verbleiben wird. Die Frage ihrer 
zukünftigen rechtlichen Stellung ist daher sowohl für die 
Alliierte Hohe Kommission als auch für die Bundesregierung 
von Wichtigkeit. Die Alliierte Hohe Kommission erwägt 
gegenwärtig im Einvernehmen mit der Bundesregierung den 
Erlaß von Gesetzen zur Klarstellung des zivilrechtlichen 
Status solcher Personen. Die Zuständigkeit der deutschen Ge- 
richte für die Verhandlung aller, solche Personen betreffenden 
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Fälle ist jetzt durch das Gesetz Nr. 13 der Alliierten Hohen 
Kommission geregelt worden und wird durch die zuständigen 
Hohen Kommissare nodi genauer definiert werden, 
b) Zusätzlich zu den weiter oben in Unterabsatz (a) umrissenen 
Maßnahmen und zusätzlich zu den Verpflichtungen, die die 
Bundesregierung auf Grund Ihres Beitritts zu irgendeinem 
internationalen Flüchtlingsabkommen jetzt oder in Zukunft 
übernehmen wird, empfiehlt die. Alliierte Hohe Kommission, 
um für die in Unterabsatz 2 (b) genannten Verschleppten in 
Zukunft im gesamten Bundesgebiet einen einheitlichen Rechts- 
status sicherzustellen, folgendes: 

Die Bundesregierung sollte entsprechende Gesetze erlassen, 
um den den Verschleppten innerhalb des Bundesgebietes zu ge- 
währenden rechtlichen, politischen, sozialen und wirtschaft- 
lichen Status zu definieren. 

4. Die Alliierte Hohe Kommission ist sich darüber im klaren, daß 
die gegenwärtig hinsichtlich der Verschleppten-Aktion angewandten 
Kontrollmethoden in jeder Besatzungszone verschieden sind. In- 
folgedessen wird es unmöglich sein, die Vorarbeiten zur Übergabe 
auf einer für das gesamte Bundesgebiet einheitlichen Grundlage 
durchzuführen. Es ist jedoch wichtig, daß die zur Übergabe erforder- 
lichen eingehenden Beratungen möglichst bald beginnen. Die Alliierte 
Hohe Kommission bittet daher die Bundesregierung, den verschiede- 
nen Länderregierungen mitzuteilen, daß sie befugt sind, unverzüglich 
mit den jeweiligen Besatzungsbehörden Verhandlungen aufzunehmen 
zwecks Aufstellung eines Planes für die etappenweise Übergabe der 
Verantwortung. Die Länderregierungen sollten auch auf die Tat- 
sache aufmerksam gemacht werden, daß die in Zusammenhang mit 
dem Unterhalt der Verschleppten entstehenden Kosten zu einer der 
Kategorien zählen, für die gemäß Artikel 106 Absatz 4 des Grund- 
gesetzes ein Finanzausgleich möglich Ist. 

Schlußformel. 

J. E. SLATER 
für John J. MeCLOY 
Vorsitzender 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge 

des Deutschen Bundesrates zu dem Entwurf eines Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet 


1. Als § la ist folgende Bestimmung neu einzufügen: 

„Die Sorge für die heimatlosen Ausländer ist eine Auf- 
gabe der Bundesrepublik Deutschland, die den mit der 
Betreuung der heimatlosen Ausländer beauftragten Län- 
dern die Kosten in vollem Umfange erstattet. Der Um- 
fang der den heimatlosen Ausländern zu gewährenden 
Fürsorge wird, soweit er nicht durch dieses Gesetz be- 
stimmt wird, durch die Bundesregierung festgelegt.“ 

Begründung: 

Der Abänderungsvorschlag soll insbesondere die interne 
Lastentragung im Verhältnis zwischen Bund und Län- 
dern klarstellen. 

2. Im § 1 Absatz 1 c ist hinter den Worten „Im Bundesgebiet“ 
einzusetzen: „oder In Berlin (West).“ 

3. Im § 2 ist überall hinter der Bezeichnung „Bundesgebiet“ die 
Bezeichnung „Berlin (West)“ mit entsprechendem Zusatz ein- 
zusetzen, so daß § 2 nunmehr wie folgt lautet: 

4 2 

(1) Ein heimatloser Ausländer verliert diese Rechtsstel- 
lung, wenn er nach dem 30. Juni 1950 eine neue Staats- 
angehörigkeit erwirbt oder seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt außerhalb des Bundesgebietes oder von Berlin 
(West) nimmt. 

(2) Hat ein heimatloser Ausländer seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt außerhalb des Bundesgebietes oder von Ber- 
lin (West) genommen, so kann er innerhalb zweier 
Jahre seit dem Zeitpunkt seiner Ausreise aus dem Bun- 
desgebiet oder aus Berlin (West) seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in das Bundesgebiet oder nach Berlin (West) 
zurückverlegen. Mit der Rückkehr erlangt er wieder die 
Rechtsstellung eines heimatlosen Ausländers. 

(3) Ein fremder Staatsangehöriger oder Staatenloser, 
der die Bestimmungen des § 1 Absatz 1 a und b erfüllt, 
nach dem 1. Juli 1948 seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bundesgebiet oder In Berlin (West) hatte und ihn danach 
außerhalb des Bundesgebietes oder von Berlin (West) 
verlegt hat, erlangt die Rechtsstellung eines heimatlosen 
Ausländers, wenn er innerhalb von 2 Jahren seit dem 
Zeitpunkt seiner Ausreise aus dem Bundesgebiet oder aus 
Berlin (West) rechtmäßig seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt in das Bundesgebiet oder nach Berlin 
(West) zurückverlegt. 
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4. In § 7 ist hinter den Worten „im Bundesgebiet^^ einzusetzen: 
„oder in Berlin (West)“. 

5. § 25 ist zu streichen. 

Begründung: 

§ 25 des Entwurfs wird durch die Einfügung 
des § 1 a entbehrlich und kann ersatzlos ent- 
fallen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates 


Den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu § 1 Absatz 1 c, 
§§ 2 und 7, sowie der Ersetzung des § 25 durch den vom Bundes- 
rat formulierten § la kann nicht zugestimmt werden. 

Zu § 1 Absatz 1 c ,• §§ 2 und 7: 

Die Erstreckung von Bundesgesetzen auf Personen mit Wohnsitz 
in Berlin ist von grundsätzlicher Bedeutung und. muß einer allge- 
meinen Regelung Vorbehalten werden. 

Zu § 25: 

Die Bestimmung des § 25 der Regierungsvorlage lautet: 

Die aus der Durchführung dieses Gesetzes erwachsenden 
Kosten trägt der Bund nach Maßgabe eines Gesetzes ge- 
mäß Artikel 120 des Grundgesetzes. 

Die heimatlosen Ausländer erhalten mit diesem Gesetz denselben 
Status wie die deutschen Kriegsfolgenhilfeempfänger (Flüchtlinge, 
Evakuierte usw.). Folglich können die Fürsorgekosten für die hei- 
matlosen Ausländer im Verhältnis zwischen Bund und Länder 
finanzwirtsdiaftlich nicht anders behandelt werden wie die Für- 
sorgekosten für Flüchtlinge. Die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Streichung des § 25 (und seine Ersetzung durch § la) bedeutet, 
daß die Länder von dem 25prozentigen Anteil an den Kosten der 
Fürsorge (Interessenquote) befreit werden. Das ist sachlich nicht ge- 
rechtfertigt. Sollte sich eine Notwendigkeit ergeben, die im Über- 
leitungsgesetz vorgesehene Regelung zu ändern, so muß das im 
Rahmen des Überleitungsgesetzes, gegebenenfalls durch eine No- 
velle zu diesem Gesetz erfolgen. 


21 



